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Deutschland verfolgt seit vielen Jahren das 
Ziel, seine Treibhausgasemissionen bis 2020 
im Vergleich zu 1990 um mindestens 40  % 
zu reduzieren. Dieses Ziel wurde mit der 
Verabschiedung des Aktionsprogramms Kli-
maschutz 2020 im Kabinett am 3.12.2014 
erneut bestätigt [1]. Mit diesem Programm 
soll die noch bestehende Lücke geschlossen 
werden, die aus Sicht der Bundesregierung 
bei rd.  7 % liegt [2]. Allerdings gibt es gute 
Gründe anzunehmen, dass die Lücke deutlich 
größer ist [3]. So wird im aktuellen offiziellen 
Projektionsbericht [4], der die Grundlage für 
das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 dar-
stellt, ein Anteil der erneuerbaren Energien 
(EE) am Stromverbrauch im Jahr 2020 von 
40,7 % angenommen. Nach dem novellierten 
EEG soll der Anteil im Jahr 2020 allerdings 
bei nur knapp 36 % liegen [5]. Damit sind of-
fensichtlich höhere zusätzliche Einsparungen 
notwendig, als mit dem Aktionsprogramm 
Klimaschutz 2020 beschlossen wurden.

Zwei große Potenziale bieten sich an: Ein hö-
herer Reduktionsbeitrag durch die Abschal-
tung von Kohlekraftwerken und ein schnelle-
rer EE-Ausbau. Mit letzterem könnte im Jahr 
2020 der EE-Anteil erreicht werden, wie ihn 
die Bundesregierung im Projektionsbericht 
unterstellt. Ferner könnten die zusätzlichen 
EE-Anlagen die Stromproduktion von abzu-
schaltenden fossilen Kraftwerken substitu-
ieren. Findet keine solche Substitution statt, 
müsste der gesamte Stromverbrauch ent-
sprechend reduziert werden – das wäre aus 
Umweltsicht ideal. Oder es müssten andere 
fossile Kraftwerke einspringen, was den po-
sitiven Klimaeffekt der Abschaltung von fos-
silen Kraftwerken stark einschränken würde.

Vor diesem Hintergrund hat der Autor in ei-
nem Gutachten für Greenpeace [6] die zen-
trale Begründung der Bundesregierung zur 
Deckelung des EE-Ausbaus hinterfragt, dass 
nämlich die Deckelung „die Kostendynamik 

[des EEG] durchbrechen“ würde [7]. Als 
Indikatoren für die Kostenbetrachtungen 
werden „Jahrgangsvergütungen“, die durch-
schnittliche Vergütung von Anlagen eines 
bestimmten Jahrgangs, und „Jahrgangsum-
lagen“, der Anteil eines bestimmten Jahr-
gangs an der EEG-Umlage, verwendet [8].

Auswirkungen eines  
beschleunigten EE-Ausbaus

Gehen im Vergleich zu dem von der Bundes-
regierung vorgegebenen EE-Ausbau (Szenario 
„EEG 2014“) jährlich zusätzlich 1  500  MW 
Onshore-Windenergie und 1  500  MW Pho-
tovoltaik ans Netz (Szenario „Plus günstige 
EE“), würden diese Anlagen den EE-Anteil am 
Bruttostromverbrauch um rd. 5  % erhöhen. 
Dies entspricht der Stromproduktion aller 
EEG-finanzierten Anlagen, die von 2000 bis 
2004 ans Netz gingen. Der im Projektionsbe-
richt angenommene EE-Anteil für 2020 würde 
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Abb. 1	 EEG-Jahrgangsvergütungen bis 2014 aufgrund des faktischen EE-Zu-
baus und von 2015 bis 2020 entsprechend den Szenarien „EEG 2014“ 
und „Plus günstige EE“. Die waagerechte rote Linie markiert das Ziel 
der Bundesregierung, die durchschnittlichen Vergütungen von Neu-
anlagen auf 12 ct/kWh zu reduzieren� Quelle: Eigene Darstellung

Abb. 2	 EEG-Jahrgangsumlagen und Stromerzeugung der entsprechenden 
EE-Jahrgänge bis 2014 aufgrund des faktischen EE-Zubaus und von 
2015 bis 2020 entsprechend den Szenarien „EEG 2014“ und „Plus 
günstige EE“ � Quelle: Eigene Darstellung
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erreicht. Würde mit diesen zusätzlichen fünf 
Prozentpunkten Ökostrom die Stromproduk-
tion von Braunkohlekraftwerken substituiert, 
könnte der Ausstoß von rd. 32 Mio. t CO2 ver-
hindert werden. Das entspricht gut 3,4 % der 
Emissionen von 2010 [4].

Welche Auswirkungen hätte dieser be-
schleunigte Ökostromausbau nun auf das 
Ziel der Bundesregierung, die durchschnitt-
liche EEG-Vergütung von Neuanlagen auf 
unter 12 ct/kWh zu senken [7, 9]? Da die 
günstigen EE-Technologien eine Vergütung 
von unter 12 ct/kWh erhalten, wird dieses 
Ziel beim beschleunigten Ausbau nach Sze-
nario „Plus günstige EE“ schneller erreicht, 
nämlich bereits 2015. Bei dem im EEG vor-
geschriebenen Ausbau wird dies erst im 
Jahr 2018 der Fall sein (vgl. Abb. 1).

Auf die EEG-Umlage hätte der beschleunigte 
EE-Ausbau der bereits heute kostengünstigen 
Technologien nur geringe Auswirkungen. 
Sie lägen für jeden EE-Jahrgang unter 0,1 ct/
kWh. Die gleiche erneuerbare Strommenge 
wäre mit dem Anlagenmix und den Vergütun-
gen von 2010 etwa viermal so teuer gewesen. 
Auch die Kosten des von der Bundesregie-
rung geplanten EE-Ausbaus bis 2020 liegen 
durchschnittlich um fast 60 % höher (Abb. 2).

Vergleich mit den Kosten für 
neue Erdgaskraftwerke

Mit der EEG-Umlage finanzieren die Strom-
verbraucher die Differenzkosten zwischen 
den gesamten EEG-Vergütungen und den 

Erlösen, die für den EEG-vergüteten Strom 
an der Strombörse oder anderen Strom-
märkten erzielt werden. Damit werden die 
Vollkosten von neuen EE-Anlagen mit den 
Betriebskosten alter, abgeschriebener und 
subventionierter konventioneller Kraftwer-
ke verglichen. Sinnvoller wäre der Vergleich 
neuer EE-Anlagen mit neuen konventionel-
len Anlagen. Denn aus zwei Gründen muss 
der deutsche Kraftwerkspark in absehbarer 
Zeit ohnehin modernisiert und neue Strom-
erzeugungsanlagen gebaut werden:

■■ Erstens zwingt die Klimakrise dazu, 
den Ausstoß von Treibhausgasen im Strom-
bereich deutlich zu reduzieren. Mit dem 
bestehenden Kraftwerkspark kann aber 
die international für Industriestaaten wie 
Deutschland vereinbarte Senkung der ge-
samten Treibhausgasemissionen um 80 bis 
95 % bis 2050 nicht erreicht werden. Denn 
in anderen Sektoren, bspw. der Landwirt-
schaft oder dem Verkehr, ist u. a. aus techno-
logischen Gründen bis 2050 praktisch keine 
Emissionsreduktion um 80 % möglich. Dies 
muss der Strombereich kompensieren. Die 
Europäische Kommission geht daher davon 
aus, dass die Treibhausgasemissionen bei 
der Stromerzeugung bis 2050 fast auf null 
gesenkt werden müssen (vgl. Abb. 3) [10]. 
Sie muss somit überwiegend auf quasi Null-
Emissions-Technologien wie Windenergie- 
und PV-Anlagen basieren. Einzelne emissi-
onsarme neue Erdgaskraftwerke, die eine 
relativ kurze Lebensdauer haben, könnten 
heute noch gebaut werden, neue Kohlekraft-
werke dagegen nicht.

■■ Zweitens sind viele konventionelle Kraft-
werke in Deutschland schon heute recht alt 
und müssen in nicht allzu ferner Zukunft er-
setzt oder zumindest aufwendig grundüber-
holt werden. So stellte die Bundesregierung 
bereits 2006 fest: „Hinsichtlich der Entwick-
lung der Erzeugungsstruktur ist zu beachten, 
dass im Zeitraum bis 2030 mehr als die Hälfte 
der bestehenden Kraftwerkskapazität ersetzt 
werden muss“ [11]. Nach der Kraftwerksliste 
der Bundesnetzagentur ist rund die Hälfte 
aller Kohlekraftwerke Deutschlands älter als 
30 Jahre, rund ein Viertel ist älter als 40 Jah-
re. Rd. 40  % der Erdgaskraftwerke sind zu-
dem älter als 30 Jahre [12]. Dies macht deut-
lich, dass in absehbarer Zeit nicht nur für die 
abzuschaltenden Atomkraftwerke ein hoher 
Ersatzbedarf besteht.

Vor diesem Hintergrund werden im Folgen-
den die Kosten des o.g. Szenarios „Plus güns-
tige EE“ mit einem „Plus Erdgas“-Szenario 
verglichen, in dem anstatt zusätzlicher EE-
Anlagen neue Erdgaskraftwerke hinzuge-
baut werden. In beiden Szenarien erzeugen 
die neuen Anlagen die gleiche Strommenge. 
Das Ergebnis zeigt, dass beide Szenarien 
über den Zeitraum von 2015 bis 2020 prak-
tisch zu den gleichen Kosten für die Ver-
braucher führen. Nur in den ersten Jahren 
bis 2017 würde das Szenario „Plus Erdgas“ 
zu geringfügig niedrigeren Kosten führen, 
danach ist die reine EE-Strategie günsti-
ger (vgl. Abb. 4). Bei diesen Berechnungen 
wurde berücksichtigt, dass Erdgasstrom im 
bestehenden Strommarkt aufgrund seiner 
Wetterunabhängigkeit und seiner Flexibili-

Abb. 3	 Wege zur Verringerung der Treibhausgasemissionen in der EU um 
80 % (100 % = 1990)� Quelle: [10]

Abb. 4	 Jahrgangsumlagen und Stromerzeugung der entsprechenden Jahr-
gänge bis 2014 aufgrund des faktischen EE-Zubaus und von 2015 bis 
2020 entsprechend den Szenarien „Plus günstige EE“ und „Plus Erd-
gas“� Quelle: Eigene Darstellung
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tät einen höheren Wert besitzt als Strom aus 
Wind- oder Solarenergie.

Dass das Szenario „Plus Erdgas“ nicht kosten-
günstiger ist als das reine EE-Szenario, liegt 
daran, dass die Stromgestehungskosten von 
neuen Erdgaskraftwerken deutlich über den 
aktuellen Preisen für Strom am Strommen-
genmarkt liegen, z. B. der Strombörse. In einer 
für diese Untersuchung durchgeführten Meta-
Analyse von elf wissenschaftlichen Papieren 
wurden die durchschnittlichen Stromgeste-
hungskosten für die Jahre 2010 bis 2020 ermit-
telt und in reale Werte für jedes Kalenderjahr 
umgerechnet. Diese Werte wurden als notwen-
dige fiktive Vergütung angenommen, so dass 
sie mit den EEG-Vergütungen vergleichbar 
sind [6]. Im Jahr 2015 liegen die Stromgeste-
hungskosten neuer Erdgaskraftwerke bei 9,02 
ct/kWh, was den Kostenangaben der Bundes-
regierung für neue fossile Kraftwerke ent-
spricht, die bei 7 bis 11 ct/kWh liegen [9]. Bis 
2020 steigen die Stromgestehungskosten von 
Erdgaskraftwerken auf rd. 11 ct/kWh. Dieser 
Wert liegt dann über den Vergütungen sowohl 
für Strom aus Windenergieanlagen an Land, 
als auch aus Photovoltaikanlagen.

Die Begrenzung der günstigen EE 
ist wirtschaftlich nicht  
begründbar

Ein schnellerer Ausbau der günstigen er-
neuerbaren Energien im Strombereich 
könnte einen wichtigen Beitrag zur Erfül-
lung des 40 %-Klimaziels der Bundesregie-
rung leisten und hätte nur geringe Aus-
wirkungen auf die EEG-Umlage. Durch die 
heute niedrigen Vergütungen für Strom 
aus Onshore-Windenergie und Photovoltaik 
würde deren beschleunigter Ausbau dazu 
führen, dass das Ziel der Bundesregierung, 
die durchschnittliche EEG-Vergütung von 
Neuanlagen auf unter 12 ct/kWh zu senken, 
bereits 2015 statt erst 2018 erreicht wird.

Würden neben dem EE-Ausbau entsprechend 
den Vorgaben im EEG 2014 nicht zusätzliche 
günstige EE-Anlagen, sondern Erdgaskraft-
werke hinzugebaut, wäre dies für die Ver-
braucher nicht günstiger. Die Beiträge zur 
Umlage sind in beiden Fällen für die Jahre 
2015 bis 2020 insgesamt praktisch gleich 
hoch. Während aber die Kosten der Erdgas-
verstromung stetig steigen, sinken die Ver-
gütungen für Ökostrom. Schon mittelfristig, 

vor allem aber langfristig, ist daher der rein 
erneuerbare Pfad kostengünstiger. Ferner 
ist die Erdgasverstromung mit einer hohen 
Importabhängigkeit und damit Versorgungs-
risiken und höheren externen Kosten wie 
Umweltschadenskosten verbunden.

Nachdem seit 2010 sowohl die Durch-
schnittsvergütung neuer EE-Anlagen als 
auch deren Beitrag zur EEG-Umlage massiv 
gefallen sind, ist auch mit einem deutlich be-
schleunigten Ausbau der günstigen EE-Tech-
nologien kein neuer Kostenberg zu befürch-
ten. Daher ist die Begrenzung des Ausbaus 
von Onshore-Windenergie und Photovoltaik 
weder aus Sicht der Verbraucherkosten noch 
aus volkswirtschaftlicher Sicht begründbar.
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